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Was bringt eine Zuckersteuer? 
Spätestens seit der Ankündigung einer Abgabe auf Softdrinks in Großbritannien vor rund zehn Jahren wird 
auch hierzulande immer wieder über eine Zuckersteuer diskutiert. In jüngster Zeit machten auch ärztliche 
Organisationen verstärkt Druck auf die Politik, doch ohne Erfolg. 

D ie einen fordern sie seit Langem, 
für manch andere ist sie fast 

schon ein Reizwort: die Zuckersteuer. 
Der Begriff an sich klingt zwar sehr 
weitreichend; in der aktuellen politi-
schen Debatte in Deutschland geht es 
jedoch in der Regel speziell um eine 
Abgabe auf Softdrinks – und nicht 
zwangsläufig um höhere Preise für 
Verbraucherinnen und Verbraucher. 
Zumindest ein zuletzt viel diskutier-
ter Antrag der CDU Schleswig-
 Holstein, den der CDU-Parteitag im 
Februar ablehnte, zielte darauf ab, 
dass Hersteller möglichst den Zu-
ckergehalt senken, um die Steuer zu 
umgehen. Das Vorhaben stand unter 
der Überschrift Jugendschutz.

Großbritannien als Beispiel
Als Vorbild wird oft Großbritannien 
genannt, wo vor 2018 eine Abgabe 
(„Soft Drinks Industry Levy“) einge-
führt wurde, die sich nach der Menge 
des zugesetzten Zuckers richtet. Die 
Verbraucherschutzorganisation Food-
watch nannte als eine der Folgen: 
„In England hat eine Fanta ungefähr 
halb so viel Zucker wie in Deutsch-
land.“ 

International haben nach Daten der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
inzwischen mehr als 100 Länder na-
tionale Abgaben auf mindestens eine 
Art von zuckergesüßtem Getränk ein-
geführt (1). Die Ausgestaltung variiert 
allerdings stark, nicht immer steht 
Public Health im Fokus. Die Evidenz, 
um eine Einführung oder Anhebung 
von Steuern auf zuckergesüßte Ge-
tränke zu unterstützen, beschreibt 
die WHO als „robust“. Die bisher er-
hobenen Steuern greifen für sie aber 
zu kurz (2): Im Median machten die-
se nur 2 Prozent des Preises von 
 gängigen Erfrischungsgetränken aus. 
Diese seien immer noch zu günstig. 

Ein Knackpunkt bei solchen Steu-
ern ist die Frage, welche Getränke 

 darunter fallen sollen. Oftmals stün-
den bisher kohlensäurehaltige zu-
ckergesüßte Getränke im Fokus, 
während ebenfalls sehr süße Alter -
nativen wie Fruchtsäfte, Milch- und 
Teegetränke sowie Lightvarianten 
mit Süßstoffen durch das Raster 
 fallen, erläutert die WHO. Es werde 
empfohlen, alle mit Zucker gesüßten 
Getränke einzubeziehen; bei Süß -
stoffen solle es erwogen werden. 

In einem Leitfaden an die Politik 
(3) betont die UN-Sonderorganisa -
tion, dass es zahlreiche und zuneh-
mend Belege dafür gebe, dass gut 
konzipierte, ordnungsgemäß verwal-
tete und ausreichend hohe Steuern 
durchaus zu bedeutenden Verände-
rungen beim Verkauf und Konsum 
der betroffenen Getränke führen – 
auch wenn betroffene Wirtschafts-
zweige die Wirksamkeit der Maß -
nahme immer wieder infrage stellten. 
Die Lobbystrategien vergleicht die 
WHO mit jenen der Tabakin dustrie. 

In Deutschland argumentieren 
Kritiker des Vorschlags beispiels -
weise, es handle sich um unnötige 
Bevormundung, die mehr Bürokra-
tie bedeute; mehr Aufklärung sei 
aus reichend. Womöglich ist der 
 Widerstand nicht nur aus Sorge um 
wirtschaftliche Einbußen groß: Eine 
 Zuckersteuer könnte vielmehr als 
Vorbote für noch mehr Staatsein -
griffe in den Lebensmittelmarkt ge-
sehen werden. Sie geht manchen 
Fachleuten nicht weit genug; im 
Raum stehen Forderungen, die auch 
den Absatz weiterer Produkte betref-
fen würden. 

Der Blick ins Ausland zeigt, dass 
viele europäische Länder nicht nur 
bei Zucker, sondern auch bei Alkohol 
und Tabak deutlich stärker eingreifen 
als Deutschland (4). Die WHO hat bei 
diesen drei Produktgruppen noch 
viel mehr vor: Mit der Initiative „3 bis 
35“ will sie erreichen, dass die Preise 

für zuckerhaltige Getränke, Tabak 
und Alkohol in einer globalen An-
strengung bis 2035 durch Steuern um 
mindestens 50 Prozent erhöht wer-
den. Neben dem erhofften Konsum-
rückgang könne dadurch weltweit 
zusätzlich eine Billion US-Dollar an 
Steuereinnahmen generiert werden. 

Zuspruch aus der Ärzteschaft 
In diese Richtung ging auch der 
 Antrag der CDU Schleswig-Holstein: 
Demnach sollten Einnahmen der 
Steuer zweckgebunden verwendet 
werden, etwa für gesundheitsfördern-
de Präventionsmaßnahmen. Vor dem 
CDU-Parteitag hatten sich 46 Organi-
sationen und Verbände, darunter die 
Bundesärztekammer (BÄK) und der 
Marburger Bund, mit einem Offenen 
Brief an die Bundesregierung hinter 
die Forderungen gestellt. Bundeser-
nährungsminister Alois Rainer (CSU) 
hatte einer Zuckersteuer bereits zu-
vor eine Absage erteilt; auch Bundes-
gesundheitsministerin Nina Warken 
(CDU) zeigte sich mehrfach skep-
tisch. 

Nach dem CDU-Parteitag sprach 
der Ministerpräsident von Schleswig-
Holstein, Daniel Günther (CDU), von 
einer Abwehrdebatte, „weil man 
glaubte, dass das Thema Zuckersteu-
er etwas ist, das die Wirtschaft belas-
tet“. Er will das Thema nun über den 
Bundesrat weiter verfolgen. Die 
 Diskussion dürfte also weitergehen, 
auch in Anbetracht der Kostenent-
wicklung im Gesundheitswesen. Die 
Redaktion hat eine Psychologin, 
 einen Gesundheitsökonom, einen 
 Präventionsforscher sowie einen Ver-
treter der Industrie nach ihren Argu-
menten gefragt. Gisela Gross

I M  K O N T E X T  |  Öffentliche Gesundheit
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Viele Kinder in Deutschland konsumieren ein nicht zu emp-
fehlendes Maß an Zucker; das gilt insbesondere für Kinder 
aus sozial benachteiligten Familien. Eine europaweite Stu-
die (5) zeigt, dass ein Viertel der untersuchten Kinder auf-
grund ungesunder Ernährung übergewichtig ist; elf Prozent 
leiden an Adipositas. Es ist empirisch nachgewiesen, dass ei-
ne hohe Komorbidität besteht und Kinder mit Übergewicht 
und Adipositas eine deutlich größere Prävalenz für psy-
chische Störungen in der Jugendzeit aufweisen. In einer 
 spanischen Längsschnittstudie mit adipösen Kindern (6) 
war diese Wahrscheinlichkeit um das Siebenfache erhöht, in 
einer griechischen Studie mit übergewichtigen und adi -
pösen Kindern (7) um mehr als das Doppelte. Kinder mit 
Übergewicht entwickeln ein negatives Körperbild, sie wer-
den häufig gehänselt oder sind Mobbingattacken ausge-

setzt. Eine Metaanalyse (8) zeigt, dass Übergewicht bei Kin-
dern die Hauptursache für Mobbing in der Schule darstellt. 
Die Ablehnung durch Gleichaltrige und das Ausgeschlossen-
sein aus den Lern- und Entwicklungszusammenhängen der 
Peergemeinschaft können leicht zu Einsamkeit, einem ge-
ringen Selbstwertgefühl, Verhaltensproblemen und der Ent-
wicklung von depressiven und Angstsymptomen führen. Da 
bei einem anhaltend hohen Stresspegel in der Kindheit der 
Cortisolspiegel ein höheres Niveau erreicht, besteht ohne 
Behandlung eine Vulnerabilität noch bis in das Erwachse-
nenalter fort. Zudem bemüht sich die Lebensmittelindus-
trie, für Kinder bestimmte, meist zuckerhaltige Lebensmittel 
in für sie attraktiven Verpackungen anzubieten, dadurch 
werden sie zusätzlich klassisch konditioniert. Deshalb ist es 
nicht nur wichtig, durch eine höhere Steuer den Status 
 zuckerhaltiger Getränke in Genussmittel umzudefinieren, 
sondern auch die Werbung im Hinblick auf Kinder zu über-
prüfen. Die Zuckersteuer könnte einen Beitrag dazu leisten, 
den Zuckerkonsum von Kindern zu reduzieren. Da dieser 
auch eine Auswirkung auf das Belohnungssystem im Gehirn 
hat und viele Kinder die zuckerhaltigen Lebensmittel nicht 
zuletzt als eine Form von Ersatzbefriedigung konsumieren, 
müsste ihnen eine Alternative angeboten werden: Möglich-
keiten der persönlichen Entfaltung, Wertschätzung und Ge-
meinschaft – eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. ■ 

Interessenkonflikt: Die Autorin gibt keine Interessenkonflikte an.

„Die Zuckersteuer könnte einen Beitrag 
dazu leisten, den Zuckerkonsum von 
 Kindern zu reduzieren.“ 

Dr. Monika Sklorz-Weiner, Präsidiums -
beauftragte Kindeswohl und Kinderrechte, 
 Berufs verband Deutscher Psychologinnen 
und Psychologen (BDP)

E I N S C H Ä T Z U N G  |  Monika Sklorz-Weiner
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Ohne Zucker gäbe es viele der hoch verarbeiteten Lebens-
mittel nicht, mit denen Menschen in Deutschland circa die 
Hälfte ihrer Kalorienaufnahme decken. Bei Kindern, Ju-
gendlichen und jungen Männern ist der Anteil oft deutlich 
höher. Die Kosten erscheinen vielen Konsumenten im 
 Vergleich zu frischem Gemüse, Obst, Nüssen und Hülsen-
früchten gering. Dabei werden jedoch gesundheitliche 
 Risiken und soziale Kosten ernährungsbedingter Erkran-
kungen oft außer Acht gelassen (9). Eine Zuckersteuer soll 
diese Risiken und Kosten im Zeitpunkt der Kaufent -
scheidung signalisieren. Erhöht sie zum Beispiel den Preis 
zuckerhaltiger Softdrinks spürbar, werden preissensitive 
Konsumenten, etwa einkommensschwache junge Men-
schen, ihren oft hohen Konsum reduzieren. Schon eine 
pauschale 20-Prozent-Wertsteuer auf Softdrinks könnte in 

Deutschland die Zahl der Übergewichtigen um mehr als 
 eine Million und der Fettleibigen um fast eine halbe Milli-
on sinken lassen, unter jungen Männern sogar um jeweils 
fast ein Viertel (10). Eine nach Zuckergehalt gestaffelte 
 Besteuerung, wie sie Großbritannien 2018 eingeführt hat, 
würde darüber hinaus Herstellern einen Anreiz geben, 
 ihre Rezepturen zu ändern. In Großbritannien waren ge-
änderte Rezepturen für 80 Prozent des beobachteten 
Rückgangs der Kalorienaufnahme pro Kopf verantwort-
lich (11). Vor allem für die Gesundheit von Kindern und Ju-
gendlichen war das positiv. Für noch größere gesundheit-
liche Vorteile könnten Einnahmen aus einer Zuckersteuer 
in die Prävention investiert werden – oder in eine bessere 
medizinische Versorgung für Menschen, die bereits unter 
ernährungsbedingten chronischen Erkrankungen leiden. 

Deutschland sollte die Erfahrungen jener Länder berück-
sichtigen, die zuckerhaltige Softdrinks bereits besteuern, 
aber auch eine Ausweitung auf andere besonders 
 zuckerhaltige Lebensmittel erwägen. Ergänzend sollten 
weitere naheliegende Maßnahmen ergriffen werden – die 
Abschaffung der Mehrwertsteuer auf frisches Gemüse, 
Obst, Nüsse und Hülsenfrüchte, das Verbot direkt an Kinder 
und Jugendliche gerichteter Werbung für hoch verarbeitete 
Lebensmittel, Aufklärungskampagnen in allgemeinbilden-
den Schulen und eine Stärkung der Ernährungsmedizin. ■

Interessenkonflikt: Der Autor gibt keine Interessenkonflikte an.

„Deutschland sollte die Erfahrungen jener 
Länder berücksichtigen, die zuckerhaltige 
Softdrinks bereits besteuern, aber auch 
 eine Ausweitung auf andere besonders 
 zuckerhaltige Lebensmittel erwägen.“
Dr. sc. pol. Michael Stolpe, Leiter Globale 
 Gesundheitsökonomie, Kiel Institut für Welt-
wirtschaft 

E I N S C H Ä T Z U N G  |  Michael Stolpe 
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Die Adipositas-Epidemie ist derzeit eine der größten ge-
sundheitspolitischen Herausforderungen für Industrienatio-
nen. Weltweit hat sich die Prävalenz in den vergangenen 
50 Jahren in etwa verdoppelt. In Deutschland sind über 
20 Prozent der Erwachsenen adipös. Die Ursachen sind viel-
fältig und reichen von frühkindlicher Geschmacksprägung 
über die Fähigkeit zur Selbstkontrolle angesichts eines Über-
angebots an hoch verarbeiteten, energiedichten Produkten 
bis hin zu den politischen Rahmenbedingungen (12). Die 
jährlichen Kosten von Adipositas für das deutsche Gesund-
heitssystem belaufen sich auf etwa 30 Milliarden Euro; hinzu 
kommen volkswirtschaftliche Kosten etwa durch Arbeitsaus-
fälle in ähnlicher Höhe (13). Es ist eine zentrale Frage, wie 
diese von der Allgemeinheit getragenen Kosten reduziert 
werden können. Für bestimmte Produkte wie Softdrinks ist 

gut belegt, dass sie keinen ernährungsphysiologischen Nut-
zen haben, aber das Risiko für Adipositas stark erhöhen. Aus 
ökonomischer Perspektive ist eine Besteuerung attraktiv, 
weil sie gesellschaftliche Kosten auf Konsumentinnen und 
Konsumenten sowie Hersteller dieser Produkte überwälzt. 
Die Herstellerabgabe auf Softdrinks in Großbritannien ist ein 
gutes Beispiel: Studien zeigen, dass der Gehalt in betroffenen 
Getränken gesunken ist und die Briten weniger Zucker zu 
sich nehmen (14). Außerdem wurden positive Effekte auf das 
Körpergewicht in manchen Bevölkerungsgruppen sowie ein 
Rückgang der Kosten für Zahnbehandlungen beobachtet. 

Auch in Deutschland kann ein solcher Ansatz zur Verbes-
serung der Gesundheit und zur Stabilisierung des Gesund-
heitssystems beitragen. Natürlich wäre es am besten, die 
Wirksamkeit des Ansatzes durch ein Experiment zweifels-
frei zu klären. Weil dies aus ethischen, juristischen und 
praktischen Gründen nicht möglich sein wird, haben wir 
die zu erwartenden Effekte in einer Simulation berechnet 
(15). Demnach hätte eine Abgabe nach britischem Vorbild 
hierzulande über 20 Jahre hinweg deutliche gesundheitli-
che Effekte und könnte bis zu 16 Milliarden Euro an Kosten 
einsparen. Tatsächlich zeigen weltweit zunehmend Studi-
en, dass die Besteuerung von Softdrinks zur Reduktion von 
Übergewicht beitragen kann. Eine Softdrinksteuer allein 
wird die Adipositasepidemie allerdings nicht stoppen. ■

Interessenkonflikt: Der Autor gibt keine Interessenkonflikte an.

„Tatsächlich zeigen weltweit zunehmend 
Studien, dass die Besteuerung von Soft-
drinks zur Reduktion von Übergewicht 
 beitragen kann.“

Dr. Karl Emmert-Fees, Wissenschaftlicher 
 Mitarbeiter, Professur für Public Health und 
Prävention, Technische Universität München

E I N S C H Ä T Z U N G  |  Karl Emmert-Fees 
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Adipositas ist ein gesellschaftliches Problem. Es ist daher 
richtig, nach wirksamen Strategien zu suchen. Die wissen-
schaftliche Evidenz zeigt klar: Entscheidend für das 
 Körpergewicht ist die Kalorienbilanz – nicht ein einzelner 
Nährstoff. Wer mehr Energie aufnimmt, als er verbraucht, 
nimmt zu. Die Frage ist daher: Warum rückt die politische 
Debatte ausgerechnet Zucker in den Mittelpunkt? 

Befürworter einer Zuckersteuer verweisen häufig auf 
vermeintliche Erfolge im Ausland. Ein Blick in die verfüg-
baren Daten zeigt jedoch ein anderes Bild. In Großbritan-
nien steigen die Übergewichts- und Adipositasraten an, 
obwohl es seit 2018 eine Zuckersteuer gibt (16). Zwar ha-
ben Hersteller den Zuckergehalt in Erfrischungsgetränken 
reduziert und durch Süßstoffe ersetzt, aber weder bei der 
Prävalenz von Übergewicht noch bei Adipositas lassen 

sich relevante Verbesserungen erkennen. Ähnlich ist der 
Trend in Mexiko, wo es seit 2014 eine Verbrauchersteuer 
gibt: Die Adipositasprävalenz nimmt weiter zu (17).

Häufig werden auch Modellierungsstudien herangezo-
gen, um vermeintlich positive Effekte einer Zuckersteuer 
zu belegen. Sie simulieren allerdings nur hypothetische 
Entwicklungen. Diese Modellrechnungen sind stark ab-
hängig von viel zu einfachen Annahmen und lassen unter 
Umständen Substitutionseffekte außer Acht (18). Kern-
problem ist, dass sie als Grundannahme voraussetzen, 
dass eine Zuckersteuer tatsächlich kausal für die Reduk -
tion des Körpergewichts sei, und diese Annahme am Ende 
vermeintlich bestätigen. Das ist kein wissenschaftlicher 
Beleg, sondern ein Zirkelschluss.

Wir halten von einer Strafsteuer auf Zucker nichts, weil 
diese nicht hilft, weil sie bürokratisch ist und die Menschen 
gängelt. Ein Irrtum ist auch die Erwartung, Mehreinnahmen 
aus einer Zuckersteuer könnten in die Prävention fließen. 
Steuern in Deutschland sind nicht zweckgebunden. Eine 
Lenkungssteuer ist eine Steuer und endet im Staatshaus-
halt. Statt Symbolpolitik brauchen wir Ernährungsbildung, 
Verbraucheraufklärung und eine gut sichtbare Kalorien-
kennzeichnung auf der Vorderseite von Lebensmitteln. Die-
se Instrumente stärken Kompetenzen und Selbstwirksam-
keit – und sie adressieren die tatsächlichen Ursachen von 
Übergewicht. Am Ende führt nicht eine Steuer zu gesün -
derem Verhalten, sondern informierte Entscheidungen. ■ 

„Wir halten von einer Strafsteuer auf 
 Zucker nichts, weil diese nicht hilft, weil 
sie bürokratisch ist und die Menschen 
gängelt.“

Günter Tissen, Hauptgeschäftsführer 
 Wirtschaftliche Vereinigung Zucker e.V.

E I N S C H Ä T Z U N G  |  Günter Tissen 
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Zusatzmaterial Heft 5/2026, zu:

Im Kontext 

Was bringt eine Zuckersteuer?  
Spätestens seit der Ankündigung einer Abgabe auf Softdrinks in Großbritannien vor rund 
zehn Jahren wird auch hierzulande immer wieder über eine Zuckersteuer diskutiert. In jüngster 
Zeit machten auch ärztliche Organisationen verstärkt Druck auf die Politik, doch ohne Erfolg. 
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